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Abgrenzung zwischen Jugend- und Sozialhilfe bei ein er Mehrfachbehinderung 

Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 09.02.2012, Az. BVerwG 5 C 3.11 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in der Anlage übersende ich Ihnen die o. g. Entscheidung zur Kenntnis. 

Der erkennende Senat hatte zu entscheiden, inwieweit bei einem mehrfach behinderten jun-
gen Menschen (geistig und seelisch behindert) eine vorrangige Leistungspflicht der Sozialhilfe 
oder der Jugendhilfe besteht.  

Der Senat hat die Revision des LWL zurückgewiesen. In der Begründung kommt das Bun-
desverwaltungsgericht zu dem Ergebnis, dass der Vorrang der sozialhilferechtlichen Einglie-
derungshilfe gegenüber der Jugendhilfe auch bei einer sogenannten Mehrfachbehinderung 
nicht voraussetzt, dass der Anspruch auf Eingliederungshilfe gerade wegen der körperlichen 
und oder geistigen Behinderung besteht. Ebenso wenig sei es erforderlich, dass der Schwer-
punkt des Hilfebedarfes bzw. Hilfezwecks im Bereich einer dieser Behinderungen liegt oder 
eine von Ihnen für die konkrete Maßnahme ursächlich ist. 

Der LWL hatte in dem Verfahren geltend gemacht, dass die bestehende geistige Behinderung 
nicht kausal für die streitige Maßnahme war.  

Im Weiteren darf ich auf die beigefügte Entscheidung verweisen. 

 
Mit freundlichen Grüßen  

gez.: 

Matthias Krömer 
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